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Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 
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erlaſſenden Geſetzes nicht verbunden, von feinen religiöfen Anſichten abzu⸗ 
weichen. Seiner Glaubensgenoſſen Anſicht ſei es nicht, der Regierung ihre 
Mitwirkung zu verſagen, oder in die inneren Verhältniſſe der evangel. Kirche 
einzugreifen; wohl aber ihren kathol. Standpunkt zu wahren (Bravo). 

Bicepräſident Graf Stolberg übernimmt den Vorſitz. — 
Reg.⸗Comm. Geh. uſtizrath Friedberg: Der Antrag des Vorredners habe 
ſchon mehrfach die Legislatur beſchäftigt. Einmal mit bedeutender Majori⸗ 
tät im J. 1854 abgelehnt, ſei er im folg. Abdi durch den Uebergang zur 
Tagesordnung beſeitigt worden. Damals habe die Staats⸗Reg, verſprochen, 
ſich einer ee Prüfung der Stage u unterziehen. Dieſer Aufgabe 
habe die Reg. ſich nicht entzogen und das elultat ihrer Ermittelungen ferner 
Zeit veröffentlicht. Gegen dieſes Reſultat habe ſich kein Bedenken erhoben. 
Es ſei nicht wahr, daß in Preußen im J. 1849 katholiſche geiſtl. Gerichte mit un⸗ 
beſchränkter Competen beſtanden. Nur in einigen Theilen des Staates hät⸗ 
ten wenig zahlreiche Ehegerichte beſtanden. Dieſe hätten nur eine beſchränkte 
Competenz gehabt und ſeien der Aufſicht der Obergerichte unterworfen ge⸗ 
weſen, welche ſogar materielle Abänderungen in ihren Urtheilen hätten vor⸗ 
nehmen können. Der N 1 des Geſetzes vom 2. Januar 1849 habe die geiſt⸗ 
liche Gerichtsbarkeit aufgehoben, ſo weit ſie weltliche Angelegenheiten betra⸗ 
fen. Entzogen ſei ihnen daher die Entſcheidung über Trennung und Giltig⸗ 
leit der Ehe. Indem man 1849 die Attributionen der kathol. Gerichte be⸗ 
ſchränkt, habe man kein berechtigtes Intereſſe der kathol. Kirche alterirt. 

Katholiſche Ehegerichte ſeien allerdings in der katholiſchen Kirche eine 
Nothwendigkeit. as katholiſche Dogma jape, daß katholiſche Gerichte in 
allen ehelichen Angelegenheiten lag ſollen. Aber es ſagt nicht, daß 
dieſes mit weltlichen Folgen geſchehen ſolle. Demnach ſei das latholiſche 
Chegericht auch nach dem Dogma nichts mehr als ein forum conscientiae. 
Auch ſeit 1839 gäbe es an jedem Biſchofsſitze geiſtliche Gerichte mit Co 
netem Inſtanzenzuge. Dieſe Gerichte erfreuten ſich der aufmerkſamſten 2 eil⸗ 
nahme der Staatsbehörde. Mehrfache Reſkripte des Herrn 5 
hätten die weltlichen Gerichte angewieſen, Requiſitionen der geiſtlichen Ges 
richte über Vernehmung von Zeugen und der Ken olge zu leiſten. Aber 
der Antrag des Dr. Brüggemann wolle eine Wirkſamkeit der geiſtlichen Ge⸗ 
richte auf weltlichem Boden erzielen. Er ſchreibe vor, daß dieſe Gerichte 
nach ee Rechte entſcheiden ſollten. Das weltliche Geſetz konne in⸗ 
deß den katholiſchen Gerichten weder etwas gebieten, noch verbieten. Art. 15 
der Verfaſſung gewähre der katholiſchen Kirche Selbſtſtändigkeit. Die kathol. 
Gerichte ſeien nun ſo recht Angelegenheit der Kirche. Wenn ſich die Staats⸗ 
Regierung enthalte, dieſen etwas a zu wollen, jo jei ſie kanoniſcher 
als der Antragiteller (Heiterkeit). Wenn, wie es der Antrag verlange, geiſt⸗ 
liche Gerichte über die weltlichen Seiten der Chendebgehung entſcheiden ſoll⸗ 
ten, ſo blieben die weltlichen Gerichte nur eine Cre utions⸗Inſtanz für die 
. 1 1 ge, denn Schlüſſe der geiftlihen Gerichte. Wohin das führe, namentlich zu welchem 
nichts als die verſchleierte fakultative Civilehe. Gegen das Amendement] Widerspruch mit dem bürgerlichen Rechte, würden einige Beiſpiele beweiſen. 
Brüggemann müſſe er ebenfalls ſtimmen, denn daſſelbe beſtimme ganz ebr⸗J Es klagten z. B. Eheleute auf Nichtigkeit ihrer Ehe nach dem kanoniſchen 
lich, daß das kanoniſche Geſetz den Entſcheidungen der zu retablirenden geiſtlichen] Rechte und die Che wird hier nichtig erklärt. Nun komme die Ehefrau vor 
Gerichte zu Grunde gelegt werden ſolle. Dadurch werde die Geſezgebung den weltlichen Richter und verlange Herausgabe ihres Eingehrachten — Ein 
Fre wichtigen Sache nach Rom verlegt, und dagegen müſſe er pro⸗ 
teſtiren. f 

Dr, 5 Alle früheren Redner hätten von dem evangeli⸗ 
ſchen Standpunkte aus geſprochen, und von dieſem Standpunkte aus das 
Bedürfniß des angeblich in der evangeliſchen Kirche beſtehenden Bedürfniſſes 
bemeſſen. Dieſen Standpunkt müfje er ehren und billigen. Er habe aber 
das Recht und die Pflicht von dem Standpunkte ſeiner Kirche das Bedürfniß 
und die Zuläſſigkeit der Geſetzesvorlage zu prüfen. — Es ſei ein dogmati⸗ 
ſcher Grundſatz der katholiſchen Kirche, daß ihr die Competenz in Eheſachen 
allein zuſtehe, weil fie die Che als Sacrament auffaſſe. Wenn fie dies aber 
thue, dann könne und dürfe fie die Beurtheilung dieſes Sakramentes nicht 
Laien üderlaſſen. Dieſe Anſchauung habe 1855 und 1858 zwei Anträge her: 
vorgerufen, welche mit ſeinem (des Redners) übereinſtimmten. Beide frühe⸗ 
heren Anträge ſeien zurückgewieſen, auch ſein Antrag würde zurückgewieſen 
werden; aber ſeine Glaubensgenoſſen wollten ihren Standpunkt feſthalten und 


Bemerkungen von v. Senfft, Graf Arnim v. Boytzenburg, v. Meding und 
Haſſelbach einigt ſich das Haus dahin, die Commiſſion um 5 Mitglieder, für 
jede Abtheilung 1, zu verſtärken, aber die Rückſicht auf die Städte den Ab⸗ 
theilungen zu überlaſſen. 

Es folgt die Fortſetzung der General-Diskuſſion über das Ehe⸗ 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Petersburg, 14. Februar. Das heutige „Journal 
de St. Petersbourg“ bringt Nachricht aus Peking vom 4. De⸗ 
zember alten Stils. Nach derſelben ging Alles bei der ruſ⸗ 
ſiſchen Geſandtſchaft gut von Statten. Mit dem Geſundheits⸗ Geſetz. ö 5 Me: . 
zuſtande des Kaiſers von China ging es beſſer; derſelbe hatte Rr re a e 1 
feine Reſidenz auf dem Lande verlaſſen, um ſich in die Haupt⸗ blicklichen Nothſtande abzuhelfen. Er fei kein Freund der bloßen Negation. Es 
ſtadt zurückzubegeben. Bei den Jufurgenten herrſchte Unei⸗ 155 zu verhalten. Sein Amendem. 
nigkeit und die kaiſerlichen Truppen hatten die Oberhand. 

Die Kriegsſchiffe der Europäer waren an der Mündung des 
Peiho in Sicht. 

Paris, 14. Februar. Die „Gazette de France“ hat eine 
zweite Verwarnung erhalten. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Kopenhagen, 13. Februar. Heute iſt auf telegraphiſchem Wege bei 
Bischof Mon rad in Paris angefragt worden, ob er die Bildung eines neuen 
Kabinets mit unbeſchränkter Volmacht übernehmen wolle. 

London, 13, Februar, Mittags. Wie Reuter's telegraphiſches Bureau 
meldet, hat die ruſſiſche Regierung dem Herrn von Thouvenel angezeigt, daß 
Me die engliſchen Vorſchläge zur Herbeiführung einer Löſung der italieniſchen 

ngelegenheiten nicht für befriedigend erachten könne; ſie ihrerſeits ſchlage eine 

Berſtändigung durch eine Konferenz der fünf Grrßmächte vor. 
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K. C. Siebente Sitzung des Herrenhauſes, den 14. Febr. 
Berathung des Ehegeſetzes. 
Präſident Fürſt zu Hohenlohe eröffnet die Sitzung um 11% Uhr. 
& Am Miniſtertiſch: v. Auerswald, Simons, v. Bethmann⸗ u. Graf 
Echwerin — ſpäter auch Fürſt von ag — und die beiden Regier.: 
ommifjarien Geh. Räthe Friedberg und Richter. ; 
5 Ri allgemeinen Zuhörer-Tribünen ſind wieder ſehr zahlreich beſetzt, eben 
Be 9 Hauſes der Abgeordneten. In der Hof⸗Loge Prinz Friedrich 
ch or Eintritt in die Tagesordnung bringt der Miniſter des Innern Graf 
0 —＋ . 1 Re rend 112 75 1 25 5 
und erläutert denſelben dahin: „ rend bereits in den frühe⸗ 
Wa tädte Ordnungen von 1808 und 1831 eine Communglabgabe feſtgeſtellt 
— ner en Namen „Bürgerrechtsgeld“, ſo war deren Charakter ein ſo 
b nig beſtimmter, daß es zweifelhaft blieb, in wie weit er mit der Erwer⸗ 
Gens des Bürgerrechts zufammenbing, oder mit der Niederlaſſung. Die 
Side von 1850 hat ebenſowenig den Begriff definirt; erſt die 
teordnung von 1853 und die ſich daran anſchließende Gemeindeordnung 
ür Rheinland und Weſtfalen bat dies gethan. Sie hat drei verſchiedene 
6 1 — 150 Sie op u ſtädtiſ hen 1 ha 5 5 An 
g uſetzen und außerdem ein Hausſtandsgeld, welches gezahlt 
werden ſollte bei Etablirung eines jelb ſtändigen Hausſtandes, von — — die 
Ghei dieb 12 den Hr mars Nec EN Ar hi ſollte. 
nolich giebt ſie den en das Recht, ein Einkaufsgeld feſtzuſetzen, von 
= die Theilnahme an den beſonderen Vortheilen, dem ſtädtiſchen Vermb⸗ 
gen u. dgl. abhängig ſein ſollte. Die ſtädtiſchen Behörden haben davon ſehr 
reichlichen Gebrauch gemacht, theils im Intereſſe der ſtädtiſchen Finanz⸗Ver⸗ 
waltung, theils um ſch vor dem Zuzug unbemittelter Perſonen von außer⸗ 
alb ſicher zu ſtellen. Auf der andern Seite ſind auch nicht unerhebliche 
eſchwerden gegen die Ausübung dieſes Rechts eingegangen, nicht nur bei 
allen Verwaltungsbehörden, ſondern auch bei der Landesvertretung. Die 
beiden Häufer des Landtags ſind in ihrer Tendenz in dieſer Fe ausein⸗ 
ander gegangen, indem das Herrenhaus das Einzugsgeld noch weiter aus⸗ 
dehnen will, are das Abgeordnetenhaus bisher die Beſeitigung deſſelben 
vertreten hat. Es läßt ſich nicht verkennen, daß dieſe Beſchwerden vielfach 
als begründet anerkannt werden mußten, es laſtet dieſe Abgabe des Einzugs⸗ 
geldes auf der einen Seite auf dem ärmeren Theil der evölkerung ſehr 
hart; die größeren induſtriereichen Städte erfordern mehr Arbeitskräfte und 
es wird den Arbeitern ſchwer gemacht, in den Städten ſelbſt ihre Niederlaſ⸗ 


auszugehen, das ſei ein geſunder ar Grundſatz. Es handle ſich nicht 


ſondern ihre Einführung ſei Pflicht der Landesvertretung. Auch die in 


des Landes, der Willkür der Einzelnen zu überlaſſen, ob ſie die geiſtliche oder 
die Civilehe nachſuchen wollten. Da wolle er noch lieber, wenn es ſpäter 
einmal nothwendig ſei, die obligatoriſche Civilehe einführen. — Ein Makel 
könne an der Nothehe als ſolcher auch nicht haften; denn wo ſei da ein Makel 
wenn ein Diſſident eine Perſon eheliche, die ſich in der Landeskirche befinde? 
Wenn dagegen nichts zu Stande komme, ſo werde nichts gebeſſert. Der 
Hrundſat „nach uns die Sündfluth“ ſei nicht der feinige; er ſei unpolitiſch. 
Das Amendement v. Meding ſei nicht genügend, denn es wolle nur den 
Geſchiedenen helfen. Ehe er für das Amendement v. Zander ſtimme, ſtimme 
er lieber für die Regierungs⸗Vorlage, denn das Zander'ſche Amendement ſei 


lange die Ehefrau Alimentation und wende ſich an den weltlichen Richter. 
Der Richter müſſe darauf erkennen, obgleich das weltliche Geſetz die Tren⸗ 
nun von Tiſch und Bett reprobire. — Aber der Antrag wolle nicht nur 
Eremtion vom Richter, ſondern auch vom Rechte des Landes herbeiführen. 
Um ihm Folge zu geben, müſſe man erſt die Verfaſſung des Landes abän⸗ 
dern. Dieſe ſtatuire eine Juſtiz, die im Namen des Königs Recht ſpreche, welche 
geübt werde von Richtern, die der König auf Lebenszeit ernenne, welche nur 
ibrem Gewiſſen und dem Geſetz verantwortlich fein. Keines dieſer Requi⸗ 
ſite träfe bei den geiſtlichen Gerichten zu. Aber die Abänderung der Ver⸗ 
faſſung würde nicht genügen, um den Gegenſatz, in welchem weltliches und 
geiſtliches Gericht ſich befinden, zu verſohnen. Nicht jede Ehe, die nach ka⸗ 
noniſchem Rechte giltig ſei, ſei nach bürgerlichem Rechte giltig; z. B. die 
Che des Vormundes mit dem Mündel, oder der Militärperſonen, welche ohne 
Conſens der Vorgeſetzten heirathen, ſei nach bürgerlichem Rechte ungiltig, 
nach canon. Rechte zuläſſig. Bei andern Ehen ſei ein umgefebrtes Verhält⸗ 
niß vorhanden. Solch ein Zuſtand ſei in jedem Staate mißlich. Aber in 
einem Staate, wie in Preußen, der eine gemiſchte Bevölkerung habe, würde 
er ganz unerträglich fein. — Aber der Antrag habe nicht nur ein fremdes 
Recht, ſondern auch eine fremde Geſetzgebung zur Vorausſetzung. Das canon. 
Recht, wie es im corpus juris canonicum ſtehe, ſei keine unwandelbare Co⸗ 
dification. Es werde abgeändert und codificirt durch den Ausſpruch der Cu⸗ 
rie, den Schluß der Concilien und durch die Praxis. Was das öſterreich. 
Concordat beträfe, auf welches ſich der Vorredner bezöge, ſo wolle er nicht 
unterſuchen, ob daſſelbe den Segen herbeigeführt babe, den man ſich davon 
perſprochen. Aber einige Beſtimmungen, welche ein in Folge des Concordats 
erlaſſenes Geſetz enthalte, wolle er dem Haufe mittheilen; es möge entſchei⸗ 
den, ob es ſolche Zuſtände wolle. Nach dieſem Geſetz entſcheide über Giltig⸗ 
keit einer Ehe, die zwiſchen Katholiken und Akatholiken geſchloſſen, nur der 
fathol. geiſtl. Richter. Eheleute, welche von einer nichtkath. Confeſſion zum 
Katholicismus übertreten, könnten keine Scheidung ihrer Ehe erlangen, ſelbſt 
wenn ſie wieder aus der kathol. Kirche ausſchieden. — Ein ſolches Geſetz, 
das werde man zugeben, ſei für Preußen eine Unmöglichkeit. Schon früher 


So länge der Staat das ſittlich⸗religibſe Moment in der Che beachte, ſo 
müſſe die Behandlung der Eheſachen konfeſſionell getrennt werden. Das ſei 
auch die Anſicht der 9 


Berichtigung einiger geſtern gemachten Aeußerungen müſſe er bemerken: bis 
fung zu finden, und dadurch erwachſt auf der einen Seite den umliegenden] zun Concil von Trient ſei die Ehe ohne kirchliche Einſegnung ben 
Gemeinden eine erhebliche Laſt an Armenpflege, und auf der andern Seite] giltig geweſen: der bloße Conſenſus ſei genügend geweſen. Nur die Kirche 
win er Be: 4 fh bah der ag erſchwert. = Fe eine Verlautbarung des Conſenſus vor Gott, d. b. vor oder im 

ie Regierung hat es ſi zur Aufgabe m ü : 

schwerden näher a treten und lich zu fragen, nach 9 Riclurg hin Ab. 
nie 5 ik. Sie iſt dabei 10 ja Nich ung hun getommen, daß es 
ihr ni öglich ſei, die Frage na Richtung hin zu löſen, welche in 
dem Herrenhauſe feuer Anklang und bereits in einem förmlichen Antrage 

em 5 a: Senfft) — 8 rag l bt sic 1 Sandgemeinben 
einzu — Ausdr funden hat. Es läßt ſich nicht verkennen, 
Bi; der Einführung diser Abgabe das Prinzip der Freizügigkeit Dei 
und es liegt nicht in der Abſicht der Regierung, auf Anträge einzugehen, 
mel ie nnd nee Bere Ve del nn See ian wir 
zuletzt dahin kommen, daß alle Diejenigen, we gt im Stande ſein wür. 
den, 1 Abgabe zu erlegen, überhaupt an die Scholle gebunden ſind. Auf 
der 5 beten eite aber hat die Staatsregtaten nicht geglaubt, das einmal 

Burj 3 Städteordnung den Städten gegebene Recht wieder aufheben zu 
Gren en ei hat ſich vielmehr darauf, bei ränkt, dieſes Recht in beſtimmte 

gute ſanmengen. Deshalb hat dieſer Geſetzentwurf das Einzugsgeld 
Einwohne daß Maximalſätze feſtgeſtellt find: bei den Städten unter 2500 
8 bei iſt das 500 0 13 Thlr., von 2500 bis 10,000 Einwohnern 

Was 18 89 als 10,000 Einwohnern 10 Thlr. und für Berlin 15 Thlr. 

5 25. Hausſtandsgeld betrifft, ſo hat die Regierung geglaubt, daſſelbe 

ganz 9 — bringen zu müſſen und eine andere Abgabe an deſſen Stelle 
1 


Provinz hätte das eiſtl. Gericht einſt wegen eines Confliktes mit einem Bi⸗ 
ſchofe feine Thätigkeit eingeſtellt, und dadurch die Folge eines Interdicts her⸗ 
beigeführt. In einigen Fällen hätten die Geiſtlichen ihre Obedienz gegen das 
Obergericht — ihrer geſetzlich verordneten Oberbehörde — verweigert. Die 
geiſtl. Gerichte hätten behauptet, ſie verträten in Preußen die frühere üb⸗ 
liche päpſtliche Nuntiatur und ſeien nur dem Papſte unterworfen. 
Wie würde das aber jetzt bei der in Artikel 15 der Verfaſſung gewährten 
Selbſtſtändigkeit der Kirche werden? Welche Kontrole könne man jetzt bean⸗ 
ſpruchen? Vergeſſe man nicht, daß die geiſtlichen Gerichte in allen Ländern 
Uebergriffe aufs weltliche Gebiet verübten, daß man ſie mit der appellatio 


andere proteſt. Regierungen, Würtemberg und Baden, eben ſolche Konkordate 
abgeſchloſſen und eingeführt. Allerdings ſeien aus dieſen Ländern Stimmen 
gegen die Konkordate laut geworden, ſowohl gvengelühe wie katholiſche. Aber 
wie ſollte dies auch anders ſein, wenn Staatsober i 


rung fürchten müſſe, durch ihren Widerſpruch die Zahl der Gegner der Geſetz⸗ 


treten zu laſſen unter dem Namen „Bürgerrechtsgeld“, welches nur von vorlage zu vermehren, ſo würde ſie doch ihrer Pflicht eingedenk ſein, nicht in 


Denen gezahlt werden ſoll, die die Theilnahme an den politiſch⸗bürgerlichen 
Rechten verlangen. Es wird dadurch erreicht, daß nicht nur ein großer Theil 
der Ein ohner nicht davon betroffen wird, ſondern ein Vortheil liegt auch 
darin, daß die beiden Abgaben des Einzugsgeldes und des Hausſtandsgeldes 
nicht mehr zusammentreffen. Nach der gegenwärtigen Vorlage wird die Ver: f 
De m 985 Zahlung des Bürgerrechtsgeldes erſt dann eintreten, wenn die 
usbbn er bürgerlichen Rechte eintritt. — Außerdem conſtituirt der Ge⸗ 
ſetzentwur Beireſcenttaufsgeld. welches nur entrichtet zu werden braucht, 
wenn der Betreffende eine Theilnahme an den beſonderen Vortheilen des 
ſtädtiſchen Beſitzes verlangt. a 
Der Ace den der Geſetz⸗Entwurf behandelt, ſcheint vielleicht von 
geringer Wi 113 — im Hinblck auf die großen und wichtigen Fragen, welche 
die Landedbenn etung in dieſem Jahre beſchäftigen, deſſen ungeachtet glaube 
ich, daß derſelbe vel es Anrecht hat auf Ihre ganze Aufmerkſamkeit, weil er 
einem großen Thei der Et eine Wohfthat erweiſen will. Ich habe 
auch noch zu erwähnen, daß dieſe Vorlage dem Herrenhauſe deßhalb zuerſt 


mit dem Majeſtätsrechte der Geſetzgebung, den Rechten der Legislatur vertrü⸗ 


babe, die ſeinem Antrage entgegenſtehenden Beſtimmungen des Landrechts 
zu ändern, reſp. abzuſchaffen. Auf die einzelnen Modalitäten ſeines Antra⸗ 
ges, dem er lein günſtiges Urtheil prognoſticire, wolle er nicht eingehen. 


nicht mit Scheidungen zu thun. Konflikte ſeien bedauerlich. Aber die 


Kirche ebenſo wie die erſte. Der Minifter habe geſtern e 0 der . — baer n a Henn 
abe ſich der Papf 
ben. Es werde die Nothehe vorgeſchlagen, aber aer der Arsch des 
nicht, und was den Zanderſchen Antrag anbetrifft, ſo | Fa 
Herrn v. Itenplig, daß die Beſtimmunger, deſſelben nicht ganz klar ſeien. 
Dr. Stahl: Der uſtizminiſter 87 ihn an 


macht ift, weil daſſelbe nach weniger Vorlagen hat, als das Abgeorvneten⸗ 
Ins und ‚nei dich De „Bereits ein Benelen Gegenſtand betreffender 
ntrag vorliegt. Ich „die Vorlage d e 

ri gemählien le Kae 5 2 er für dieſen Antrag be 
Ueber die Behandlung dieſes Geſetz⸗Entwurfs entſteht eine Disk i 
Sen Hr. Haſſelbach den Antrag ftellt, die für den Ana des . 5 
Mladen des ländlichen Einzugsgeldes bereits beſtehende ae N 

lieber aus dem Stande der Städte zu verſtärken. Nach verſchiedenen 


Die Verfaſſungsurkunde ſoll im Art. 19 die Civilehe ausgeſprochen ha⸗ Damals ſei aber die oplige: tor. tirchliche Trauung zu Recht; ſein damali⸗ 
i il 5 19 babe er beſchworen, vielleicht auch für ihn geſtimmt: weſen, heute beſtehe die obligakor. g zu Recht: ſein : 
ve 5 en 2 100 5 he e ir Sale 1 19 zu! ger Antrag ſei ein Schritt von 1789 weg geweſen, die heutige Vorlage ein 


katholiſches Gericht entſcheide auf Trennung von Tiſch und Bett. Nun ver⸗ 


hatten die geiſtl. Gerichte große Schwierigkeiten herbeigeführt. In ſeiner 


ab abusu fortwährend in ihre Schranken weiſen müſſe. So ſehr die Regie⸗ 
das Recht Preußens fremde Satzungen eindringen zu laſſen, welche ſich nicht 


br. Brüggemann ergänzt ſeinen Vortrag dahin, daß er auch beantragt 


Graf Hoverden (ſchwer verſtändlich): Man babe es mit Trauungen, 
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Schritt zu 1789 hin. Schon im Dezember 1849 habe er feinen damaligen] ſer Wahrheit nicht verbunden fein mit Unduldſamkeit, denn dieſe ift es mehr 
Antrag widerrufen und erkläzt, daß für eine bunten Bevölkerung die als etwas anders, welche die tiefe Kluft in Si mittleren Schichten wichen 
chriſtliche Trauung naturgemäß ſei. Und im ſchlimmſten Falle wolle er lie-| Welt und Kirche unausfüllbar erweiterte; nur freilich, daß dieſe Rückkehr 
ber eine Scharte in feiner ſtaatsmänniſchen Unwandelbarkeit als in feiner nicht verbunden fein möchte mit einem ſehr alten Irrthum, der jene Un⸗ 
religiöfen Ueberzeugung erleiden, indem er einen Geſetz feine Zuſtimmung] duldſamkeit zum Princip der Kriege macht, indem er die Ordnung der Kirche 
gebe, welches er für eine Calamität halte. R zur Ordnung des Staates macht, ein Irrthum, der durch die Reformation 
Die heutige Vorlage ſei anderer Art als die von 1855; damals wollte des 16. Jahrhunderts längſt gerichtet iſt. Um dieſen Gegenſatz von Staat 
man die Scheidungsgründe beſchränken; jetzt handele es ſich darum, den aus und Kirche handelt es ſich hier, gerade wie im gegenwärtigen Augenblick in 
nicht⸗bibliſchen Gründen Geſchiedenen die Wiederverheirathung zu ermögli⸗ den größten europäiſchen Verhältniffen. Der Friedensſchluß iſt noch nicht 
chen. Die Vorlage ſtelle eine quantitative Verminderung der Konflikte in erfolgt, die Löſung des Problems liegt allen in der Freiheit. 
Ausſicht; wenn das ein Equivalent für die Civilehe ſein ſolle, jo glaube er Gegenüber der vorliegenden Sache muß ich mich auf die Geſchichte der 
doch, daß die Civilehe nur ein ſchwacher Damm für Cheſcheidungen, dagegen letzten 20 Jahre beſchränken. Zur Zeit des ewig denkwürdigen Regierungs⸗ 
ein ſtarker Schlag gen die chriſtliche Cheſchließung ſein werde. Das Gejes | Antritt3 des Königs Friedrich Wilhelm IV, traten ihm dieſe Gegenſätze vor 
mache den alten Bruch vollſtändiger. Die Redactoren des A. L.⸗R. ſeien das Auge; ihre Löſung erkannte er für eine ſehr ſchwierige, aber auch große 
Söhne des 18. Säc. geweſen und das ſei eine große Entſchuldigung für ſie, Aufgabe und die Löſung dieſes Problems glaubte er nur in der Freiheit zu 
anders werde jetzt das Haus vor dem Weltrichter und dem Weltgerichte] finden, und wenn er damals den Mann gefunden hätte, der es verſtand, das 
ftehen, wenn es für die Civilehe ſtimme. Trotz der Hinweiſung des Justiz. | Gold königlicher Gedanken in gangbare Münze umzuwandeln, wie mancher 
Miniſters auf das Mittelalter u. ſ. w müſſe die Civil⸗Ehe für ein Erzeug⸗ Schmerz würde ihm und uns erſpart fein! In Bezug auf die vorliegende 
niß der Revolution angeſehen werden; ſie ſei am 17. Auguſt 1791 von der] Aufgabe, die Beſſerung unſeres Cherechts vor den Schäden jener früheren 
fransfügen eg beſchloſſen worden aus dem verkehrten Zeit, unternahm er dieſelbe zuerſt in der Form der Reſtauration; er mußte 
otive, daß der Staat an der Ehe nur die bürgerliche Bedeutung zu beach⸗ſich überzeugen, daß das Bemühen ein vergebliches war, und fo kam ihm die 
ten habe; die Ausführung der Civilehe ſei im Sept. 1792 erfolgt in Ver⸗Ueberzeugung, daß nur in der bürgerlichen Cheſchließung die Freiheit für die 
bindung mit dem berüchtigten Geſetze, daß jedem der beiden Ehegatten die Kirche gewonnen werde, welches ihr möglich macht, nach ihrem hohen Ziele 
Scheidung freiſtehen ſolle wegen Nichtübereinſtimmung der Humore und zu ſtreben. Wie beharrlich er an dieſer Ueberzeugung e zeigt die 
Charaktere. a geſtern vorgeleſene Kabinets⸗Ordre. Allein wie es geht, er fand ſich in ſei⸗ 

Bezüglich des Art. 19 der Verfaſſung verweiſe er auf den Vortrag des] nem eigenen Conſeil in der Minorität, und erſt mit dem Regierungswechſel, mit 
Dr. Brüggemann und frühere Verhandlungen. Wenn die Kirche die Che: dem Miniſterwechſel gewann dieſe feine Ueberzeugung die Majorität. Wie war es 
hinderniſſe des Staates anerkenne, warum ſolle es nicht auch umgekehrt der | möglich, daß, als ſie deutlich hervortrat, ihr ſofort die Anklage des revolutionären 
Fall ſein? Man habe auf die Diſſidenten hingewieſen. Was die Irvingia⸗ Strebens entgegenzutragen, eine Anklage, welche meingeehrter Vorredner die 
ner, eine würdige religiöſe Genoſſenſchaft, betreffe, jo habe er auf Erkundigung [;Stühnheit hatte, noch heute zu wiederholen, wie war es möglich bei einem 
erfahren, daß die ev. Kirche ihnen nicht die Trauung verſage, weil ſie nicht gerade] Beginnen, welches von der wärmſten Liebe für die Kirche ausgeht, Feindſeligkeit 
demonſtrativ auftreten, näml. als Mitglieder der Landeskirche und ihrer abgeſon⸗ als Motiv vorauszuſetzen? wie möglich, den Anfang eines gottloſen Staates darin 
derten Gemeinde. Daſſelbe ſei von den Baptiſten der Fall. Was nun aber zu erkennen? Allein freilich die Thatſache der Geſchichte entſcheidet in der Sache 
die freien Gemeinden betreffe, die, wie er authentiſch erfahren, an keinen 
perſönlichen Gott glauben; — ſollte etwa das vorgebliche Gewiſſen dieſer 
Leute ein hinreichender Grund fein, um eine fo alte Landes⸗Inſtitutition zu 
ändern? Es erſcheine ihm dies zweifelhaft. Er gehe aber noch weiter und 
bezweifle, daß es Sache des Staates ſei, ſolchen Leuten Brücken zu bauen, 
damit ſie im Stande ſeien, ſich innerhalb der Landes⸗Kirche zu 8 
Man könne nicht 2 entgegengeſetzten Kirchen zugleich angehören. Es ſei 
nicht Freiheit des Gewiſſens im Staate, ſondern Herrſchaft der Sekten 
über den Staat, wenn die Rechte der Kirche und des Staates in ſol⸗ 
cher Weiſe preisgegeben werden (Vereinzeltes Bravo.) Diejenigen 
Kisten e verdienten Dank, welche zuerſt und mit Hintanſetzung ihrer 
Criſtenz ſolche Ehe einzuſegnen ſich weigerten, die gegen göttliches Gebot 
waren; ſie hätten die Kirche aus ihrer damaligen tiefen Verſunkenheit em⸗ 
porgehoben. Ein Konflikt ſei nun eingetreten, indem das bürgerliche Geſetz 
zu heirathen ermächtigte, während die Kirche ihre Mithilfe verſagte. Wer 
aber den Anordnungen der Kirche nicht gehorchen wolle, könne nicht in ihr 
verbleiben, ſondern möge austreten. Er leugne, daß dies ein Uebelſtand 
10 unerhörter Art ſei. Das Entſetzen, welches man über die Nothwendigkeit 

olcher Austritte zeige, ſei ein übertriebenes, der letzte Grund ſei der, daß 
man ſich entwöhnt habe, die Kirche als den Leib zu betrachten, deſſen Glie⸗ 
der wir ſind; man betrachtete ſie als ein Hotel zur Befriedigung des reli⸗ 

iöſen Bedürfniſſes und möchte jo wenig als möglich durch ſie genirt fein. 
Der Grund des Uebels liegt tiefer. Das ſtaatliche Geſetz habe ſich vom 
55 Gebot entfernt. Nehme man die Noth⸗Civilehe an, ſo werde die 

irche doch ſchließlich aut den Armenſünderſchemel kommen; bei der fakult. 
Civilehe würde man, wie jetzt Trauungsweigerungen, vielleicht ſpäter von 
ne Geiſtlichen Sakramentsweigerungen und jomit einen neuen Nothſtand 
erfahren. Es ſei ein Skandal innerhalb der Kirche, aber derſelbe werde nur beſei⸗ 
tigt werden, wenn man die Heilung verſuche, wo der Sitz des Uebels ſei. Es 
ſei ſchlimm, daß Leute mit der Berechtigung zur I e 
ohne die prieſterliche 5 verlangen zu können, aber der Staat ſei an⸗ 
zuklagen, daß er ſolche Freibriefe 175 Es ſei nicht richtig, daß das 
Gejeb, indem es das Recht zur Ehe gebe, auch zugleich die Mittel zur Ver⸗ 
wirklichung dieſes Rechts geben müſſe. . 

Warum ſolle es bei den Proteſtanten anders ſein, als bei den 8 
ken, bei denen ebenfalls nicht wenig Geſchiedene herumgehen und keine 
Trauung finden? Haben die Proteſtanten etwa ein Grundrecht, ihren Ge⸗ 
lüſten zuͤgellos 11 folgen? oder ein Grundrecht, den Ordnungen der Kirche 
nicht Folge zu leiſten? Es gebe freilich Theologen, die mit dem „jungen“ 
Deutſchland ſich zu dem Satze bekennen: wo keine Liebe mehr ſei, müſſe auch 
die Ehe aufhören; das ſei doch aber keine berechtigte Meinung. Werde das 
Geſetz angenommen, ſo ändere man eine durch die Jahrhunderte geheiligte 

nititution um einiger unverantwortlicher Fälle willen. Falle das Geſetz, 
o werden auch die Uebelſtände ſich mit der Zeit mindern. 

Man ſtoße ſich an den Austritt. Die Kirche ſage: „Stoßet den Gräuel 
von Euch aus!“ und der Herr der Kirche ſei von unendlicher Barmherzigkeit 
gegen begangene Sünden, aber unbarmherzig gegen zu begehende Sünden 

eweſen. Er habe von der büßenden Magdalena die Schuld genommen, ſei 
bei dem Zöllner eingekehrt, nirgends aber habe er geiagt: „Damit Du nicht 
leideſt, nicht tiefer ſinkeſt, will ich Dir geſtatten, eine Sünde zu begehen.“ 
Ein ſolches Handeln wäre keine 92 Beſtinmeun ſondern moderne Sentimen⸗ 
talität. Hätten wir eine geſetzliche Beſtimmung, daß kein Geiſtlicher die und 
die Ehe nicht einzuſegnen brauche, daß er dabei geſichert ſei, ſo würde er der 
Nothehe zuſtimmen; unter den obwaltenden Umſtänden halte er es nicht für 
angemeſſen. Dem um ſich greifenden Induſtrialismus und Merkantilismus 
Be: gelte es, neue Bollwerke aufzuführen, um ſeine Macht der Zer⸗ 


in keiner Weiſe, und deshalb bin ich genöthigt, auf die Sache ſelbſt noch 
näher einzugehen. Die Che iſt ein Sakrament, aber in der That entſtand ſie 
nicht als eine Erfindung der Kirche, ſie iſt eine urſprüngliche Stiftung des 
Schöpfers, und die e Kirche hat das vor der Yatbolifhen voraus, 
daß jie die natürlich⸗ſittliche Ordnung in ihrer Selbſtſtändigkeit anerfennt. 
Die Ehe iſt zunächſt Sache des bürgerlichen Staates, und hierfür berufe ich 
mich auf die Auctorität des höchſt orthodoxen Kaiſers Juſtinian, auf unſer 


ßung der Che erfolgt durch Conſens, nicht durch Vertrag und nur, wenn von 
der Beglaubigung dieſes Aktes die Rede iſt, dann, entfteht die Frage, welche 
von beider Gemeinſchaft fie vollziehen ſoll. Iſt die Ehe Sache des Staates, 
ſo muß der Staat ſie beglaubigen; er kann freilich dies Recht an die Kirche 
übertragen. Deshalb iſt das preußiſche Landrecht vollkommen conſequent und 
der Staat hat vollkommen Recht, wenn er die Beglaubigung eines Beamten 
einem Richter überträgt; er entheiligt die Ehe damit nicht, weil die Ehe älter 
iſt als die Kirche. Das hat im 10. Säculum Erasmus anerkannt, der zwar 
Humaniſt war, aber doch für würdig gehalten wurde, zum Capellanus er⸗ 
nannt zu werden. Das hat im 17. Säculum Joh. Gerhard anerkannt, den 
auch Herr Dr. Stahl 05 laſſen wird. Er ſagt: die Einſegnung gehöre 
nicht zum Weſen der Ehe. Ä 

Wenn nun der Staat feine Wahl trifft zwiſchen den beiden Wegen der 
Beglaubigung der Che, jo hat er auch auf die Rechte der Kirche wu zu 
nehmen, er hat die Volksſitte zu beachten, und wo ſie ſchon ſeit Jahrhunder⸗ 
ten beſteht, wird er nicht von ihr abweichen. 

; Fortſetzung folgt.) 


Berlin, 14. Februar. [ Amtliches.] Se. koͤnigl. Hoheit 
der Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Majeſtät des Königs, aller: 
gnädigſt geruht: Den königlich niederländiſchen Kammerjunker und 
Aſſeſſor bei dem Staatsrathe, Wilhelm Aſueer Jacob Baron 
Schimmelpenninck van der Oye, im Haag, nach Prüfung 
deſſelben durch das Kapitel und auf Vorſchlag des durchlauchtigſten 
Herrenmeiſters, Prinzen Karl von Preußen, königliche Hoheit, zum 
Ehrenritter des Johanniter-Ordens; ſowie den Pfarrer Ohlert in 
Labiau zum Direktor des Schullehrer-Seminars in Angerburg zu er⸗ 
‚nennen. 

Der Gerichts⸗Aſſeſſor Beer zu Bartenſtein ift zum Rechtsanwalt 
bei dem Kreisgericht zu Mohrungen und zugleich zum Notar im De⸗ 
partement des oſtpreußiſchen Tribunals zu Königsberg mit Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes in Saalfeld ernannt worden. 

Se. königliche Hoheit der Prinz-Regent haben, im Namen Sr. 
Majeſtät des Koͤnigs, allergnädigſt geruht: dem Hauptmann v. Zgli⸗ 
nitzki des Garde-Artillerie-Regiments die Erlaubniß zur Anlegung des 
von des Kaiſers von Oeſterreich Majeſtät ihm verliehenen Ordens der 
eiſernen Krone 3. Klaſſe, ſowie dem Oberförſter a. D. Grafen von 
Weſtarp, zu Ludom bei Obornik, zur Anlegung des von des Herzogs 
zu Anhalt⸗Deſſau Hoheit ihm verliehenen Ritterkreuzes erſter Klaſſe 
vom herzoglich anhaltiſchen Geſammt-Haus⸗Orden Albrechts des Bären 
zu ertheilen. (St. A.) 

[Lotterie.] Bei der heute angefangenen Ziehung der 2. Klaſſe 
121. königl. Klaſſen⸗Lotterie fiel ! Gewinn von 4000 Thlr. auf Nr. 1815. 
3 Gewinne zu 2000 Thlr. fielen auf Nr. 50,976. 62,404 und 
76,237; 2 Gewinne zu 600 Thlr. auf Nr. 1509 und 82,397; 2 
Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 25,313 und 34,942 und 6 Gewinne 
zu 100 Thlr. auf Nr. 23,159. 25,677. 45,288. 67,757. 87,995 
und 90,318. 

[Patent.] Das dem Chemiker L. Unger zu Döllnitz bei Halle a. d. ©. 
erlosch a 16, April 1858 ertheilte Patent auf einen Theerſchweelofen iſt 
erio . 

Pr. Minden, 12. Februar. [Duell.] Zwiſchen zwei Offt⸗ 
zieren der hieſigen Garniſon hat heute um 9 Uhr ein Piſtolenduell 
ſtattgefunden, deſſen Ausgang für den Fordernden toͤdtlich fein wird, 
da derſelbe an der Schläfe getroffen, nach kurzem Schwanken umge⸗ 
ſunken ſein ſoll, während der Gegner einen Streifſchuß erhielt. 
Das Duell, angeblich dadurch hervorgerufen, daß der Geforderte ge⸗ 
äußert hatte, fein Gegner ſei noch nicht qualifieirt zum Offizier, fand 
auf fürſtlich bückeburg ſchem Territorium auf 12 Schritt Diſtance mit 
a tempo Schuß ſtatt. (B. B. 3.) 
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Berlin, 14. Februar. Die Feſtigkeit der Börſe hatte heute eher zuge⸗ 
nommen als ſich vermindert, dagegen war das Geſchäft bei weitem ftller 
und beſchränkter. Die Börjen ſehen ſich durch die neueſte Wendung in den 
politiſchen Verhältniſſen, die auf das Zustandekommen von Conferenzen in 
der italieniſchen Frage hindeutet, abermals in eine abwartende Stellung 
verwieſen, welche jede Bewegung nach oben und unten unräthlich machk. 
Von Wien kamen feſte Courſe, die öſterreichiſchen Sachen blieben daher 
leichfalls bei feſter Haltung, eher zum Steigen geneigt wegen mangelnder 
Saffajtüde, in ſtärkerem Angebot nur auf Zeit. Am Schluſſe verſtärkte ſich 
indeß nach den Kündigungen auch das Caſſa⸗Angebot. In andern Effekten⸗ 
Gattungen war das Boa noch geringer, für Anlagepapiere aber eher 
Begehr wahrzunehmen als Verkaufsluſt. Geld erhielt ſich flüſſig, zumal ein 
nach unſern Erkundigungen nicht begründetes Gerücht verbreitet war, daß 
die Freußiſche Bank Depoſiten kündige. 

Oeſterreichiſcher Credit behauptete ſich faſt ohne Schwanken während der 
der ganzen Börſe 4% höher auf 72%; mit 72% 15 nur vorübergehend 
gehandelt worden. Am Schluß der Börſe trat jedoch Angebot mit 72% ein 
und per ultimo fir mit 72. Der Stückenmangel ſcheint übrigens weniger 
aus der Zurückhaltung der eigentlichen Aktienbeſitzer, als aus den Operatio⸗ 
nen der Arbitrageurs hervorzugehen, durch welche der hieſige Platz von effek⸗ 
tivem Material temporär entblößt ſein mag. Gute Frage mar für Darm⸗ 
ſtädter, die mit 60% und zuletzt ſelbſt mit 60% bequem zu laſſen waren; 
Weniges wurde Anfangs mit 60% gegeben. \ 

Von Notenbank⸗Aktien . in guter Frage, ſo namentlich 
Königsberger, die %% höher mit 84 geſucht blieben, auch Pommerſche be: 
dangen wiederum 7 % mehr ER bei bleibendem Begehr. Preuß. Bank 
war zum geſtrigen Briefcourſe (132) geſucht. Magdeburger ſuchen nach 
einer weiteren Herabſetzung um 2 auf 74 noch immer vergebens einen 


törung zu brechen, jetzt aber wolle man gar eine der wenigen Schutzmauern 
türzen. Man weiſe auf andere Länder, auch auf England hin; der As 
ei aber auch dort übel genug; in England ſei die Che nicht ſo leicht lösbar, 
wie bei uns. Wenn man zur leichtern welche ut noch die Civilehe hin⸗ 
zuführe, ſo würden daraus ſehr beklagenswerthe Zuſtände hervorgehen. 

Die Nothwendigkeit der kirchlichen Trauung ſei ein ſpezifiſch evangeliſcher 
Grundſatz, ein Verzicht auf die Trauung ein Bruch mit dem evangeliſchen 
Staate. Die Vorlage fördere noch die Eheſcheidungen, ja ſie provocire dazu. 
Die Nothehe allerdings ſei anderer Art und kein ſo ſtarkes Uebel; nur 
Wenige würden ſich zu ihr entſchließen und danach lüſtern ſein; aber auch 
ſie durchbreche die große evangeliſche Tradition, ſie ſchwäche die Kirche, mache 
das Volk irre und fordere ebenfalls die Eheſcheidungen. — Es ſei beſſer ein 
kleineres Uebel zu tragen, als ein größeres heraufzubeſchwören. Ein Uebel: 
ſtand ſei es, daß eine geſetzlich geſchiedene Ehe nicht ohne Austritt aus der 
Landeskirche geſchloſſen werden könne, das ſei richtig; aber weit ſchlimmer 
ſei es, wenn der Staat die Ermächtigung ertheile, der Kirche zu trotzen. 
Beſſer ſei es, wenn Leute herumgehen, ohne getraut werden zu können, als 
daß der Gedanke von Heiligkeit der Ehe in der Nation geſchwächt werde. — 
Er faſſe ſeine Anſichten dahin zuſammen, daß das Geſetz einen dreifachen 
Schaden verurſachen würde: es würde erſtens das allgemeine Bewußtſein von 
der Heiligkeit der Ehe erſchüttern, zweitens die bürgerliche Sanktion geben 
zu einem Ueberſchreiten der Ordnungen der Kirche, drittens endlich ein neuer 
Aufſchwung des Scheidungsrechts hervorgerufen werden. (Bravo.) 

Im Laufe der vorſtehenden Rede hat der Prinz Hohenlohe wieder den 
Vorſitz übernommen. f 

Kultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg: Es iſt ſchwer in einer ſo 
ſpäten Stunde, und noch ſchwerer nach einem Manne zu ſprechen, deſſen 
Rednergabe berühmt iſt in andern Hemisphären über den Ocean hinaus, 
wenn auch ein echt chriſtlicher Mann von ihm geſagt hat: Eines fehle ihm 
zum großen Redner, nämlich die Begeiſterung für die Freiheit. 

Der Verzug eines Jahres für das vorliegende Geſetz war ein Verluſt, 
aber er war auch ein Gewinn — inſofern er eine um ſo tiefere Erwägung 
fordert. en glaube ich fordern zu dürfen, wenn ich, nachdem geitern 
der Herr Juſtizminiſter die Sache von dem prattiſch⸗iuriſtiſchen Standpunkt 
beleuchtet und unwiderlegt die Nothwendigkeit nachgewieſen hat, heute die 
Sache in einem großen hiſtoriſch kirchlich⸗politiſchen Zuſammenhange Ihnen 
vortrage. Daß ein ſolcher Zuſammenhang beſteht, das beweiſt vor allem 
die Lebendigkeit des Streites, auch unter faſt vielleicht naheſtehenden gleich⸗ 
denkenden Männern. Dieſer Zuſammenhang iſt kein anderer, als auf den 
der Vorredner hingewieſen hat, nämlich die Entfernung von dem Glauben 
und der Sitte der Völker in dem vorigen Jahrhundert, aber auch, was er 
nicht hinzugeſetzt hat, die Rückkehr 10 ihnen; eine Rückkehr, welche befördert 
iſt durch den Umſturz der Monarchie in den Jahren des Unglückes 1806 
und 1807, und durch ihre Erhebung in der Zeit der Freiheitskriege durch das 
Gottesgericht über den Mann, der die Welt umſtürzen zu dürfen meinte, 
weil es ihm fo gefiel. Gefordert iſt dieſe Rückkehr auch noch in der jüngſten 
Zeit durch das Jahr 1848, beſonders unter den höheren Ständen, und es 
mag dies nun eine wahre innerliche ehe fein, oder auch nur das äußere 
Anerkenntniß, daß in der chriſtl. Wahrheit das wichtigſte Fundament der 
Erhaltung der menſchlichen — 1 liege. Wer ſollte ſich darüber nicht 
freuen? Nur freilich möchte doch dieſe Rückkehr der höheren Stände zu die⸗ 
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deutſches bürgerliche Recht und auf unſer preußiſches Landrecht. Die Schlie⸗ 130, 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Käufer. Von fremden Banken wurden Gothaer 4 beſſer mit 70% be, 


zahlt, Thüringer % beſſer mtt 50. 5 
Auf dem Eifenbahnaftienmarkte war die Unthätigkeit ganz allgemein. 
Angebot trat in] keiner Deviſe hervor, nur manche geſtern etwas raſch ge⸗ 
ſteigerte Aktie, namentlich Oberſchleſiſche A. und C., ſchien reichlicher am 
Markte, ohne jedoch im Courſe nachzugeben. Für Freiburger erhielt ſich Be⸗ 
ehr und wurde 7 7 mehr (80) bezahlt. Die Spekulationsactien waren 
ämmtlich ftill, indeß blieben faſt alle auf ihrem letzten Coursſtande, Oeſterr. 
Staatsbahn war nur 44 Thlr. billiger mit 130% zu laſſen. Guter Begehr 


war für Koſeler, die 1 % mehr (35) erzielten, und für Brieg⸗Neiſſer, für die 


% % mehr (4674) geboten wurde. Rhein⸗Nahebahn wich um 7 % auf 
42%, Maſtrichter erhielten ſich zum letzten Courſe (17) ohne Abgeber. 

In Anleihen wenig Geſchoſt Staatsſchuldſcheine 4 höher (84%). 
Pfandbriefe bleiben gefragt; eine Anzahl am Markte befindlicher Stücke iſt 
— Aue der uſancewidrigen Außer: und Incoursſetzungsvermerke ſchwer ver: 
äuflich. 

Für Metalliques ließ ſich , für 54er Loofe 1 7 mehr erzielen. Natio⸗ 
nalanleihe ſetzte zur höheren Notiz von geſtern ein (5844) und ſtieg noch um 
%, jo daß um % gegen den geſtrigen Schluß ſich hob. Kreditlooſe bedan⸗ 
gen letzten Briefcours, ſpäter noch % Thlr. darüber. (B. u. 9.3.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 14. Februar, Nachmitt. 3 Uhr. An der heutigen Börje blieb 
der Cours der Zproz. ſtationär. Die Rente begann zu 67, 75 und ſchloß 
dazu Se ſehr geringem Geſchäft. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 94% 
gemeldet. 

Schluß ⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 75. 4% proz. Rente 97, 35. Zproz. 
Spanier 42%. Iproz. Spanier 33%. Silber⸗ Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 497. Credit⸗mobilier⸗Aktien 737. Lombard. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 543. Fung, oſeph — 

London, 14. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Börſe feſt. Silber 62%. 

Conſols 94%. Aa Spanier 33%. Mexikaner 21%. Sardinier 85%. 
5proz. Ruſſen 109%. nr. Ruſſen 97%. 

Hamburg 3 Monat 13 Mk. 5 Sch. Wien 13 Fl. 32 Kr. 

Wien, 14. Februar, Mittags 12 Uhr 45 Min. Günſtiger animirt, — 
Neue Looſe 101, —. 

5proz. Metalliques 69, 50. 4 proz. Metalliques 61, 50. Bank⸗Aktien 
867. Nordbahn 195, 50. 1854er Looſe 109, —. National⸗Anlehen 78, 10. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 260, —. Kredit⸗Aktien 193, 20. 
30, — Hamburg 99, —. Paris 51, 80. Gold 129, 50. Silber —,—. 
Eliſabetbahn 173, —. Lombardiſche Eiſenbahn 154, — Neue Lombard. 
Eiſenbahn —. 


Frankfurt a. M., 14. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Fort⸗ 
dauernd * und günſtige Tendenz bei recht belebtem Umſatze. 

Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 129%. Wiener Wechſel 88%. 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 154. Darmſtädter Zettelbank 226. Sprozent. 
Metalliques 50%. 4 Aproz. Metalliques 45%._ 1854er Looſe 80 4. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 57. Oeſterreich.⸗franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 229. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 765. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 170%. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
Bahn 126. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 42%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 96%. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. ©. — - 

ER 14. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Felt, Umſätze 
nicht belangreich. £ 5 Be 

Shluß:Caurje: National⸗Anleihe 58. Oeſterreich. Kreditaktien 72. 
Vereinsbank 98%, Norddeutſche Bank 85. Wien 101, 75. 

Hamburg, 14. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco etwas 
höher gehalten, ab auswärts feſt, ug tille. Roggen loco und ab aus: 
wärts feſt. Oel pr. Mai 24%, pr. ober 25%. Kaffee ſehr feſt bei 
einigem Umſatz. Zink ſtille. 

Liverpool, 14. Februar. [Baumwolle.] 5000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 


75 Berliner Börse vom 14. Februar 1860. 


Fonds- und Geld-Course, — 

Freiw. Staats-Anleihej414199%, G. Oberschles, B. 3½ 103% ©. 
Stasts-Anl. von 1850 dito 8 301 etw. ba. 
52. 54, 55, 86, 574% 99 & ba. dito Prior. A. .| — | 4 190 be. 

dito 1 dito Prior. B. | — 3 70 E. Lit. C. 84% B 
dito 1869 dito Prior. D. — 84% G. 
Staats-Sehuld-Sch. . dito Prior. E. — [3141724 bz, 
Präm.-Anl. von 1888 |3 dito Prior. F. 44188% ba. 
Berliner Stadt-Obl. . ppelo-Tarnow.) 4 2% g. 
Kur- u. Neumärk, Prinz-W.(St,-V.)| 24 49½ B. 
dito dito Rheinische 5 481 be. 
#|Pommersche .. dito (St.) Pr..| — | 4 |90 d. 
3 dito neue dito Prior. — 488 B. 
2 Posensche dito v. St. ger — Yu 77½ G. 
jr Mo. de“ Rhein-Nahe-B, | - 42% ba. 
dito neue Ruhrort-Urefeld.| 3141314174, ba 
Schlesische ... |' Starg.-Posener ‚| 3½%3 81 f. 
» (Kur- u. Neumärk Thüringer. 8 99 K. 
2 Pommersche Winelme-Bahn.] 0438 G. 
2 Posen sche dito Prior. „| 4 —— 
2 Preussische dito III Em. J — 46 — 
Westf. u. Rhein. dito Prior. St — 4 — — 
E n 2 dito dite — 
ehlesische... . 
Louisdor ...u0r» Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
Goldkronen Div.] Z. 
1858| F, 
Ausländische Fonds. 59 Hand erein 6 4 |117 B. 
Oesterr. Metall.. . 6 1½ 6. Berl. Hand.-Ges.| 544] 4 [74% etw. bz 
dito 4er Pr.-Aul. | 4 2 8785 bz. Berl. W.-Cred G.] 5 | 5 ‚914, B 
dıto neue 100 fl. I. — 50 % br. Braunschw. Bak.| 6%| 4 73 
dito Nat.-Anleihe | 5 22. 4 * bz. Bremer „4 4 % etw. ba. 
Russ.-engl. Anleihe , | 5 |106 @. Coburg rait 6 | 4 278 
dito 8, Anleihe . | 5 4 ½% bz. Darmst.Zettel-B | 5 | 4 | @. 
do. poln. Sch-Obl. | 4 81% tz. Darmst (ebgest.)) 5 ½ 4 |60%, etw. ä 61 bz. 
Poln. Pfandbriefe | 4 |- - - Doss.Oreditb.-A | 5% | 4 |19% br. 
dito III. Em. . 4 %% B Dise.-Cm,-Anth| 5 | 4 |sı B. 
poln. Obl. 4 800 Ei. | 4 % 0. Geuf.Creditb..A | — 424 ba. u B 
dito ASOFL|5 92% 0 Geraor Bank. 5½ 473% 6. 
dito 4 200 Fl. — 22 @ Hamb.Nrd.Bank| 6 | 4 [#315 6 
Kurhess. 40 Thlr.. 41% B. „ Ver. 5710 4 ſus 6. 
Baden 38 EI... .. . 30% Kl. Hannoy. 57 4 [88% B. (i. p.) 
Leipziger „Asa, 8. (. b.) 
Aotlen-OCourse. uxembg. Bank — 472 B. 
Div. Z. Magd. Priv.B 4475 E. 
1883 F. Mein,-Urditb,-A.] 6 | 4 |66 etw. bz, 
Asch, Düsseld. 35% 74 br. Minerva-Byg. A.] 2 | 5 28 Klekt bz. u. G 
Asch.-Mastricht.| 0 4 17 6. Oesterr.Crdtb.A.| 75 725 a „ te 
Amst.-Rotterd, | 5 4 70 . Pos. Prov.-Bank| 4 | 4 73 etw. bz. 
Berg.-Märkische] 4 | 4 [7314 bz Preuss. B.-Anth | ?} [4141132 etw. bz. u. G. 
Berlin-Auhalter,| 8½ 4 108% bz Schl. Bank- Ver.] 5½ 4 |72 etw. br, 
Berlin.-Hamburg 575 44%, Thüringer ank 44 0 bz. u. 6 
Berl.-Ptsd.-Mad. 7 2 3 B Weimar. Bank .| 5 4 j82 B. 
Seal 6. 
Breslau Freib. 5. |.4 180 5a Wochsel-Course. 
Cöln-Mindener - 7% 25 122% bz. Amsterdam.. . . k. S. 142% bz. 
Franz.St.-Eisb. | 6 130% ba. u. B. S 2 M. 141 ½ ba. 
Ludw.-Bexbach.| 1141288. Hamburg k. S. 151 b 
Magd. Halberst. | 13 | 4 182 ba. dito. 2) 2 0briewräh 2 510180 % br. 
Magd.-Witteub. | I | 4 1324, pr. London 1M. a. F v. 
Mainz-Ludw. A, | 5 498 ½% etw. ba. 1 2M. 79% bz 
Mecklenburger .| 2 | 4 42½ b. Wien österr. Währ.|8 T.|75%, be 
Münster-Hamın 1414 89 1. K em. 74 er 
Neisse-Brieger .| 2 4 46% 6. Augsburg 1 M. 86. 21 6 
Niederschles.. | — 4 90 G. Leipzig . 
N.-Schl. Zwgb. .| 4766 8. ito 222.2. 4 00 % be. 
Nordb. (Er.-W.) 2 14 48%, ba. u. G. Frankfurt a. M.. 2 M. 86. 8. 
dito Prior. 45. 109.0. Petersburg IA ba. 
Überschles. A, . 894 5121081, etw. ba. Bremen 6 T. 107% bz 


Breslau, 15. Februar. [Produktenmarkt.] Feſt für ſämmtliche 

Getreidekörner, ſchwaches Gesche durch geringe Sia n und Angebot 

geſtrige Preiſe gut behauptet. Oelſaaten unverändert im Werthe und wenig 

angeboten. Kleeſaaten beider Farben in matter Haltung. — Spiritus ruhig, 

pro 100 Quart preußiſch we 16% 6, Febr. 16% B. 
gr. 


Sgr. 
— eu mn, 
Weißer Weizen - 687073 75 [Picken . . 4045 48 50 
dito mit Bruch . 54 58 62 66 Winterraps. . . 84 88 90 92 
Gelber Weizen . 63 66 68 71 ]Winterrübſen . . 74 76 78 80 
dito mit Bruch . 48 52 56 60 Sommerrübſen . 70 72 76 78 
Brennerweizen . 34 38 40 42 Tl 
Roggen 49 51 5 *. 


Gerſte 


. 53 55 
37 40 43 46 Rothe Kleeſaat 8 9½ 10% 11% 12} 
25 27 29 30 Weiße dito 18 9 22 A 


G 
Locherbfen . . . 54 56 58 62 mothee . . 8, 9 9% 9% 10 
Futtererbſen .. 45 48 50 52 8 * 


DR un Marktpreiſe aus der Provinz. A 
Jauer. Weißer Weizen 62—72 Sgr., gelber 60-68 Sgr., en 50 
tin Vo Sr, Bee 98 f Gr, 5 28 6 . 


